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KÖLN/LEIPZIG – Das Wissenschaftliche Institut der Privaten 
Krankenversicherung (WIP) beschäftigte sich in einer Studie 
mit der Abschaffung der PKV. Hochrechnungen belaufen sich 
auf jährliche Verluste von bis zu 13 Milliarden Euro.

Ohne Privatversicherte verliert das deutsche Gesund-
heitssystem jährlich fast 13 Milliarden Euro – das ergibt die 
Hochrechnung einer aktuellen Studie des WIP. Zugrunde lie-
gen dieser die Gesundheitszahlen aus 2019 – demnach ging 
eine Summe von 37,52 Milliarden Euro durch Privatpatienten 
in das Gesamt-Gesundheitssystem ein. Wären diese Patienten 
nicht privat versichert, sondern gesetzlich, würde rund ein 
Drittel dieser Kosten entfallen – die WIP-Studie beziffert diese 
Summe konkret mit 12,73  Milliarden Euro.

Privatpatienten für  
das Gesundheitssystem wichtig

Das WIP verweist in seinen Ausführungen auf das Zusam-
menspiel von GKV und PKV im deutschen Versorgungssys-
tem. So seien die Behandlungskosten im Privatbereich höher 
anzusetzen und ohne Budgetgrenzen erstattbar, was wiede-
rum für beide Patientengruppen unabdingbar ist. Die Mehr-
zahlungen machen Investitionen möglich, beispielsweise in 
Personal oder Ausstattung – dies wiederum komme allen 
Patienten zugute. Die Studie verweist außerdem auf den Um-
stand, dass insbesondere niedergelassene Ärzte einen hohen 
Nutzen von Privatversicherten haben; ohne diese Patienten-
gruppe würde gemäß Hochrechnung jede ambulante Praxis 
jährlich durchschnittlich 55.000 Euro verlieren. 

Mehreinnahmen durch Privatversicherte  
in der Zahnmedizin

Das WIP betrachtete in seiner Studie auch die unter-
schiedlichen Gesundheitssektoren. So betrage im Jahr 2019 

der Mehrumsatz durch Privatversicherte in der Zahnmedizin 
2,98 Milliarden Euro, die – im Falle einer Abschaffung der 
PKV – entfallen würden. Weitere Zahlen im Detail: Die Mehr-
einnahmen betragen 6,46 Mil liarden Euro in der ambulanten 
ärztlichen Versorgung, 0,38 Milliarden Euro in der stationären 
Versorgung, 1,07 Milliarden Euro Mehreinnahmen belaufen 
sich auf den Sektor Heilmittel und 1,87 Milliarden Euro auf 
sonstige Bereiche (12,73 Milliarden Euro insgesamt).

Privatversicherte auch  
für ländliche Regionen unverzichtbar

Das WIP ging in den Berechnungen noch einen Schritt 
weiter und analysierte die Zahlen nicht nur nach Sektoren, 

sondern auch nach Bundesländern – entstanden sind Re-
gionalatlanten. Darin wird deutlich, dass der Fortbestand 
von Arztpraxen auf dem Land und in strukturschwachen 
Regionen überdurchschnittlich stark von den Umsätzen der 
Privatversicherten abhänge – Gesundheitssektor-übergrei-
fend.

Da mit widerlegt das WIP die oftmals gesundheitspoli-
tisch geführten Debatten, bei denen Versorgungsengpässe 
mit der wirtschaftlichen Unattraktivität ländlicher Regionen 
für die ärztliche Niederlassung argumentiert werden. Die 
Regional atlanten liegen derzeit für die Bundesländer Baden- 
Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saar-
land  und  Rheinland-Pfalz  vor,  weitere  Atlanten  werden  
erstellt. Alle Daten der Studie sowie die Regionalatlanten  
sind unter www.pkv.de/positionen/finanzierungsbetrag-zum- 
gesundheitssystem/ einsehbar. 
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Abschaffung der PKV?
Zahnärzte und kleine Praxen wären besonders betroffen.
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Das Fusion™ Frontzahnmatrizensystem hilft Ihnen Ihre 
künstlerische Ader  auszuleben und Ihren Patienten ein 

schönes Lächeln schenken zu können.

Fusion™ Frontzahnmatrizenbänder helfen Ihnen, die ideale 
interproximale Anatomie schnell und sicher wiederherzustellen:
• Nur 0,038 mm - deutlich dünner als Streifen, 
um einen besseren interproximalen Kontakt zu 
ermöglichen.
• Fester Edelstahl widersteht Verformungen 
sowohl beim Einsetzen als auch beim 
Hineindrücken des Komposits in die 
Präparation.
• Bei der Restauration großer oder tiefer 
kariöser Läsionen den Streifen weit überlegen. 

Die cleveren Eigenschaften des Fusion™ 
Frontzahnkeils machen ihn zu einem “Muss” für alle 
Frontzahnrestaurationen. 
• Radikale Krümmung sorgt für einen festen 
Verschluss am zervikalen Rand von fazial 
nach lingual.
• Die konische Trennleiste ermöglicht es 
Ihnen, den ausgeübten Druck einzustellen, 
um den interproximalen Kontakt zu 
kontrollieren.
• Die zervikale Schnittstelle befindet sich 
halb über und halb unter dem Sulkus für eine 
maximale Anpassung bei tieferen Restaurationen.

Das brandneue Fusion™ Frontzahnmatrizensystem von 
Garrison gibt Ihnen die Materialien und Techniken an die 
Hand, mit denen Sie viele Arten von Frontzahn-Läsionen 

sicher wiederherstellen können.

ANK01 enthält:
50 kurze Bänder
50 hohe Bänder
25 extra kleine Keile25 extra kleine Keile
25 kleine Keile
25 mittlere Keile
25 große Keile

Preis
€ 133,00*
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„Frontzahnmatrizensysteme sind entscheidend für die korrekte anatomische 
Form und Funktion Ihrer Restaurationen.” Dr. Troy Schmedding DDS, USA

1. Präoperative Situation. 2. Anlegen der Fusion 
Frontzahnmatrize und 
des Fuison Frontzahn-
keils zur perfekten 
Abdichtung.

3. Einfüllung des 
Komposits

6. Abschließende Politur4. Ausarbeitung der 
mesialen Kavität.

5. Entfernung der 
Matrize und des Keils 
nach dem Lichthärten 
und vor dem Aus-
arbeiten.
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BERLIN – Die Daten aus den Krebsregistern der Länder wer-
den zusammengeführt und damit noch nützlicher für die Be-
handlung der Patienten. Das ist das Ziel eines „Gesetzes zur 
Zusammenführung von Krebsregisterdaten“, dessen Entwurf 
das Bundeskabinett am 10. Februar beschlossen hat.

Die wichtigsten Regelungen 
• Der derzeit von den Krebsregistern der Länder an das Zen-

trum für Krebsregisterdaten (ZfKD) beim Robert Koch-Insti-
tut (RKI) zu übermittelnde Datensatz wird erweitert. Daten 
auch zur Therapie und zum Verlauf von Krebserkrankungen 
sollen das ZfKD dabei unterstützen, das Krebsgeschehen in 
Deutschland besser zu analysieren. 

• Gleichzeitig sollen diese Daten auch für Dritte zu wissen-
schaftlichen Forschungszwecken bereitgestellt werden, um 
insbesondere die Versorgungsforschung zu stärken.

• Um die Sicherheit dieser sensiblen Daten zu gewährleisten, 
werden erweiterte Schutzmaßnahmen eingeführt. Es wer-
den ausschließlich anonymisierte Daten auf Antrag zu wis-
senschaftlichen Forschungszwecken übermittelt. Die miss-

bräuchliche Weitergabe oder Verarbeitung von Daten wird 
unter Strafe gestellt.

• Über  die  Datenzusammenführung  beim  ZfKD  hinaus 
schafft der Gesetzentwurf die Grundlage für eine bundes-
weite anlassbezogene Datenzusammenführung und Ana-
lyse der Krebsregisterdaten aus den Ländern. Auch eine 
Verknüpfung von Krebsregisterdaten mit anderen Daten 
soll unter Beachtung der rechtlichen Voraussetzungen 
möglich werden. 

• Prozesse der Datenerfassung und -auswertung sollen inter-
operabel gestaltet werden. Damit sollen Meldungen zum 
Krebsgeschehen an die Register leichter zu übermitteln sein.

• Die Zusammenarbeit der Krebsregister mit dem Deutschen 
Kinderkrebsregister soll verbessert werden.

Das Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregister-
daten bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates und soll 
voraussichtlich im Juli 2021 in Kraft treten. 
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Zusammenführung von Krebsregisterdaten
Jens Spahn: „Wertvolle Informationen der Krebsregister besser nutzen.“


